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Haben sich die Altvorderen beim Ab-
schluss des Eingemeindungsvertrags im Jahr
1974 über den Tisch ziehen lassen? Keiner
weiß es, und zumindest bei der Schule setz-
ten sie eine klare Regelung durch. „Die
Grundschule in Trichtingen wird erhalten
und bei Bedarf ausgebaut“, wurde festgehal-
ten. „Wenn der Vertrag Gültigkeit hat, bleibt
die Schule am Ort“, schließt Andreas
Schäuble daraus, der selbst bis 2019 Trich-
tingen im Gemeinderat vertreten hat.

Doch es gibt einen Nachsatz im Vertrag,
der Raum für Interpretationen lässt. Die Ga-
rantie gelte, so lange dies „rechtlich und tat-
sächlich“ möglich sei, heißt es dort. „So et-
was muss im Licht der Zeit ausgelegt wer-
den“, sagt Norbert Brugger, Dezernent beim
baden-württembergischen Städtetag.

Das Problem der Interpretation von Ein-
gemeindungsverträgen ist für ihn ein Dauer-
brenner. Mal geht es um die Zusammenle-
gung einer Feuerwehr, mal um die Schlie-
ßung eines Bauhofs, mal um eine verspro-
chene, aber nie gebaute Mehrzweckhalle.
Der Rechtsanspruch auf einen Ganztags-
platz werde nun den Druck auf die Schlie-
ßung kleiner Schulen erhöhen. Das heißt:
der Streit von Epfendorf-Trichtingen könnte
in vielen Orten blühen.

Der Epfendorfer Bürgermeister Mark
Prielipp möchte sich zu dem Thema nicht
äußern. Zu viel Porzellan ist im Ort schon
zerschlagen worden. Es handele sich um ein
„sehr sensibles Thema“, das mit großen
Emotionen verbunden sei, sagt Prielipp. Da
wolle man auch nicht als „Beispiel-Kommu-

Die Grundschule in Trichtingen ist der Zankapfel – aber es geht um mehr. Foto: Eberhard Wein

Gilt ein Vertrag
nach 50 Jahren?
Trichtingen hat keinen Laden, keine Gaststätte und keinen

Ortschaftsrat. Jetzt soll auch die Schule schließen. Die Bürger
wehren sich. Dochwer kann klagen für einen untergegangenenOrt?

Von Dominik Ignée

D er Tübinger Oberbürgermeister Boris
Palmer hat bei einer Podiumsdiskus-
sion vehement die Feinstaubdebatte

im Land kritisiert. „Der Feinstaub ist maßlos
überzogen worden – maßlos!“, sagte Palmer
im Tübinger Motorsport-Museum Boxen-
stopp, wo er mit dem Rennfahrer Prinz Leo-
pold von Bayern und Peter Gutzmer, dem
langjährigen Technologie-Vorstand der
Schaeffler AG,über die Mobilität der Zukunft
diskutierte. „Ich habe mir die ganzen Daten
einmal angeguckt, da kommt man zu dem
Ergebnis: Wenn man sich über Burger unter-
halten würde, über Cola, über Süßgetränke,
über Bewegungsmangel – dann würde man
die großen Themen der Gesundheit unserer
Bevölkerung besprechen. Aber Feinstaub ist
so etwas von unter ferner liefen.Der spielt so

überhaupt gar keine Rolle
bei unserer Lebenserwar-
tung, dass man das ein-
fach auch vergessen
könnte“,sagte Palmer.

Nach Ansicht des
streitbaren Oberbürger-
meisters, der seine Mit-
gliedschaft bei den Grü-
nen wegen heftiger Diffe-
renzen bis 2023 ruhen
lässt, ist das Thema Fein-
staub nur als Mittel zum
Zweck eingesetzt wor-
den. „Es war halt nur ein
Vehikel, um einen Streit
über die richtige Ver-
kehrspolitik in der Stadt

und einen industriepolitischen Streit voran-
zutreiben – und dann hat die Industrie noch
die Dummheit begangen zu betrügen,sodass
Manager bis ins Gefängnis gegangen sind“,
sagte Palmer im Hinblick auf den Diesel-
skandal. Dies alles habe die Sache so aufge-
blasen, dass man sich dauernd über das The-
ma Feinstaub unterhalten habe, „wobei das
wirklich nicht das wichtigste Thema der Welt
und auch nicht unserer Städte und unserer
Gesundheit gewesen ist“, sagte Palmer.

Der Oberbürgermeister machte sich in-
des für mehr Elektroautos im Straßenbild
stark, während Peter Gutzmer forderte, auch
auf die Entwicklung alternativer Bio-Treib-
stoffe zu setzen. Prinz Leopold hat so einen
im Tank, wenn er an diesem Wochenende
beim historischen Solitude-Rennen einen 50
Jahre alten BMW 3.0 CSL um die Kurven be-
wegt.Mit 22 Prozent weniger CO2 -Ausstoß –
und 50 Prozent weniger Feinstaub.

Palmer wettert
gegen Feinstaub
NachAnsicht des TübingerOB sind
dieUmweltdebatte und ihre
Konsequenzen sinnlos gewesen.

„Wobei das
wirklich nicht
das wichtigste
Thema der
Welt war.“
Boris Palmer,
Tübingens OB
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ne“ offensiv Stellung beziehen. Schließlich
hat inzwischen sogar schon ein Rechtsstreit
stattgefunden. In Ermangelung eines Ort-
schaftsrates sammelten die Bürger Unter-
schriften, um eine Prozesspflegschaft beim
Freiburger Verwaltungsgericht zu erreichen.
Mehr als 150 Einwohner von Trichtingen
unterschrieben. Das Quorum für ein Bürger-
begehren wurde damit erreicht.

Doch kann eine untergegangene Ort-
schaft auf diese Weise überhaupt zu ihrem
Recht gelangen? Das Verwaltungsgericht in
Freiburg hat in seinem mittlerweile ergange-
nen Urteil angedeutet, dass es dies durchaus
für einen möglichen Weg hält. Die Prozess-
pflegschaft lehnte es dennoch ab – aus for-
malen Gründen. (Az.10 K 217/22).

Nun liegt der Schwarze Peter beim Rott-
weiler Landratsamt. Für Brugger vom Städ-
tetag ist klar: „Die Rechtsaufsicht ist zustän-
dig für die Einhaltung der Eingemeindungs-
verträge“ – und im Zweifel auch für ihre
Interpretation. Tatsächlich ist man dort –
spät und erst als der Ärger immer weiter
hochkochte – tätig geworden und hat die
Schulschließung vorläufig ausgesetzt. Auch
hier ging es um Formalitäten. Die von der
Gemeinde vorgelegte Betrachtung der Kos-
ten sei als Begründung für die Schließung
nicht ausreichend, entschied das Kommu-
nalamt. „Wir haben eine Lebenszykluskos-
tenberechnung verlangt“, sagt der Vizeland-
rat Hermann Kopp.

Wenn diese vorliegt, wird sich die Frage,
wie viele Schulstandorte sich die Gemeinde
leisten kann, will oder muss, aber erneut
stellen – und die will dann nicht das Land-
ratsamt entscheiden. „Wir können als Auf-
sichtsbehörde nicht zu sehr ins Selbstver-
waltungsrecht der Gemeinde eingreifen“,
sagt Kopp. Dann blüht wohl ein neuer
Rechtsstreit. Der Altgemeinderat Schäuble
hat schon Kontakt mit einer Stuttgarter
Fachkanzlei aufgenommen, die sich wirklich
auskennt. Für das Dorf stehe viel auf dem
Spiel. Der letzte Laden hat schon lange ge-
schlossen, das Gasthaus zur Kanne ist seit
Jahren zu. Auch die Volksbank hat ihren
Geldautomaten abgebaut. Wo sollte man
auch noch Geld ausgeben? Noch habe das
Dorf Zuzug. Aber „wenn die Schule schließt,
ist das ein toter Teilort“,glaubt Schäuble.

Gemeindereform Von 1968 bis 1975 wur-
den in Baden-Württemberg zahlreiche Ge-
memeinden zusammen gelegt. Aus 3379
wurden 1111 Gemeinden. Oft wurden Einge-
meindungsverträge geschlossen, die meis-
tens der „untergehenden“ Gemeinde gewis-
se Einrichtungen oder Rechte garantiert,
oder die unechte Teilortswahl. bin

EINGEMEINDUNGSVERTRÄGEVon Eberhard Wein

E s gibt Leute, die behaupten Epfendorf
und der Teilort Trichtingen seien sich
in den fast 50 Jahren ihrer Gemeinde-

ehe nicht näher gekommen: oben am Rand
der Gäuebene das altwürttembergisch-pro-
testantisch geprägte Trichtingen, unten im
Neckartal der Hauptort Epfendorf, der einst
zur katholischen Reichsstadt Rottweil ge-
hörte. Jetzt ist auch noch die Verbindungs-
straße zwischen den beiden Orten nach
einem Hangrutsch gesperrt, aber das stört
die wenigsten. Wer auf dem Mitfahrbänkle
im Trichtinger Ortszentrum sitzt, fährt nach
Oberndorf oder Bochingen. Nach Epfendorf
will sowieso niemand.

Doch das könnte sich ändern.Ausgerech-
net die Jüngsten sollen bald täglich frühmor-
gens in den sieben Kilometer entfernten
Hauptort aufbrechen. Der Epfendorfer Ge-
meinderat hat – bei tapferer Gegenwehr der

dort vertretenen Minder-
heit aus Trichtingen – die
Schließung der Trichtin-
ger Grundschule be-
schlossen. Seit 1588 exis-
tiert die Schule, kurz vor
der Eingemeindung fi-
nanzierte man mit Holz-
verkäufen aus dem Ge-
meindewald noch einen
Neubau am Hang. Nun
soll es damit vorbei sein.
Nur noch eine Schule im

Hauptort unterhalten zu müssen, sei im An-
betracht des bald geltenden Rechtsan-
spruchs auf Ganztagesbetreuung und der
angespannten Haushaltslage die einzig
sinnvolle Lösung.Nun ist der Teufel los.

Der Streit birgt nicht nur kommunalpoli-
tischen Sprengstoff. Auch der baden-würt-
tembergische Städtetag ist schon darauf auf-
merksam geworden. Denn im Kern geht es
nicht nur um eine Grundschule mit kaum 60
Kindern, sondern auch um die generelle Fra-
ge,welche Gültigkeit einzelne Punkte in Ein-
gemeindungsverträgen 50 Jahre nach der
Kommunalreform noch besitzen. Gelten sie
ewig? Wie können sie an heutige Verhältnis-
se angepasst werden? Und vor allem: wer
wacht darüber, wenn eine der beiden Ver-
tragsparteien formal nur noch als Name auf
einem Ortsschild existiert?

Genau das ist nämlich das Trichtinger
Problem. Der Ort ist rechtlich untergegan-
gen. Einen Ortschaftsrat, der formal zwar
weitgehend machtlos ist, aber selbstbewusst
die Interessen vertreten könnte und nach
gängiger Rechtssprechung sogar ein Klage-
recht besitzt, wurde nicht eingerichtet. Al-
lein das Rathaus in Epfendorf entscheidet.
Doch was kann man tun, wenn man sich ge-
nau von dort übervorteilt fühlt?

„So etwas
muss im
Lichte der
Zeit neu
ausgelegt
werden.“
Norbert Brugger,
Dezernent
beim Städtetag

der Keramik-Manufaktur in Zell am Har-
mersbach (Ortenau) geformt,modelliert und
bemalt und dabei 20 Tonnen Ton-Materia-
lien verarbeitet.

Vier weitere der Relieftafeln werden in
der kommenden Woche angeliefert. Kay Bü-
ge ist für Logistik und Einbau verantwortlich.
Sechs der großformatigen Keramiken erhal-
ten derzeit noch in der Manufaktur in Zell
derzeit den letzten Schliff im „Glattbrand“,
den zweiten notwendigen Brand. Die groß-
formatige Keramiktafel aus zehn Einzelplat-
ten, die kommende Woche eingebaut wird,
trägt den Titel „Schleichende Zeit“. Darauf
zu sehen ist ein Mensch,als Teil einer Schne-

cke symbolisiert den Lebenszyklus. Ein ers-
tes Bildrelief war noch in der Karlsruher Ma-
jolika fertiggestellt worden und hängt schon
seit Dezember 2020 in der Haltestelle Kro-
nenplatz –allerdings abgedeckt.

Finanziert werden die 14 Reliefs durch
Sponsoren – das war die Vorgabe. Der eigens
gegründete Förderverein, der das Vorhaben
2017 initiierte, bezifferte anfangs die Ge-
samtkosten zunächst auf etwa 700 000 Euro.
Gesammelt wurden aber mittlerweile eine
Million Euro Sponsorengelder. Voraussicht-
lich im Spätjahr 2022 wird die U-Bahnkunst
offiziell eingeweiht. Ein genauer Termin
lässt sich aber derzeit nicht vorhersagen.

Von Stefan Jehle

D as Projekt wirkt ambitioniert, wurde
von Anbeginn begleitet von teils kri-
tischen öffentlichen Diskussionen

und ist geprägt von einigen Verzögerungen.
14 monumental wirkende Ke-
ramik-Reliefs des Künstlers
Markus Lüpertz sollen die
Schöpfungsgeschichte, die
biblische Erzählung von der
Erschaffung der Welt, darstel-
len. „Genesis – Werke und Ta-
ge“, nennt sich das Kunstvor-
haben, das in Karlsruhes neu-
em U-Bahn-Tunnel einen be-
sonderen „Hingucker“ bilden
soll. Ende Juli startet nun der
Einbau – jeweils zu verkehrsarmen Zeiten zu
mitternächtlicher Stunde.

Das Werk „Genesis“ bezeichnet Markus
Lüpertz als „ein freies, künstlerisches Expe-
riment“. Eine Ausschreibung, oder einen
Wettbewerb für die ungewöhnliche U-Bahn-
Kunst gab es nicht. Lüpertz bekam bei der
Gestaltung zudem weitgehend freie Hand.

Mehrfach hatte es bei der Umsetzung des
Gesamtwerks Verzögerungen gegeben. Bei
einem Handwerksbetrieb in Karlsruhe la-
gern derzeit drei der 14 Wand-Reliefs und
warten auf den Einbau in vorgefertigte Rah-
men-Fassungen in den unterirdischen Hal-

testellen. Jedes der zwei Mal
vier Meter großen Reliefs be-
steht dabei aus zehn Einzel-
bildern, mit einem Gewicht
von zusammen etwa 1,5 Ton-
nen. Allein schiere Größe und
Gewicht stellt die Beteiligten
vor Herausforderungen.

Die 14 großformatigen Ke-
ramik-Reliefs in den Maßen
zwei mal vier Meter sollen an
sieben Haltestellen in zwölf

Metern Tiefe unter der City von Karlsruhe
hängen – zeitlich befristet auf sieben Jahre.
Auf der Kunstmesse „art Karlsruhe“ wurde
der Werdegang des Projekts gezeigt, das im
Internet unter dem Motto „Karlsruhe Kunst
erfahren“ firmiert – am Messestand hielt
sich zeitweilig auch Markus Lüpertz auf. Die
großformatigen Werke hat der 81-Jährige in

Markus Lüpertz „Genesis“ soll die U-Bahn verschönern
Der Düsseldorfer Künstler hat 14monumental wirkende Keramikreliefs
geschaffen, welche in Karlsruhes neuer U-Bahn installiert werden.

Ein Mensch als Teil einer Schnecke symbolisiert den Lebenszyklus. Foto: Stefan.Jehle

Künstler von Weltrang: 
Markus Lüpertz Foto: Jehle

N ach der Annäherung im Streit über
Getreideexporte aus der Ukraine hat
Agrarminister Cem Özdemir (Grüne)

vor zu viel Euphorie gewarnt.Solange Wladi-
mir Putin in Russland an der Macht sei, gebe
es keine Sicherheit am Schwarzen Meer,sag-
te der Grünen-Politiker am Freitag in Eber-
stadt (Kreis Heilbronn) beim Besuch des
Hofs von Joachim Rukwied,dem Präsidenten
des Deutschen Bauernverbandes.

International vermittelte Gespräche über
eine Beendigung der russischen Seeblockade

im Schwarzen Meer haben nach UN-Anga-
ben einen ersten Durchbruch gebracht. Bei
den Gesprächen zwischen Vertretern der
Vereinten Nationen, der Ukraine, Russlands
und der Türkei in Istanbul sei ein „entschei-
dender Schritt“ in Richtung einer Lösung im
Getreidekonflikt vorgenommen worden,
hatte UN-Generalsekretär António Guterres
am Mittwoch erklärt.

Bei Özdemirs Besuch des Betriebs Joa-
chim Rukwieds ging es vorrangig um den
politischen Austausch, teilte der Bauernver-

band mit. Themenschwerpunkte waren die
EU-Agrarpolitik, die Versorgungssicherheit
bei Lebensmitteln und die Herausforderun-
gen für die Landwirtschaft sein.

Der Hof von Rukwied umfasst nach Ver-
bandsangaben 340 Hektar Ackerbau (Getrei-
de, Zuckerrüben, Ölfrüchte, Leguminosen)
und Feldgemüse (Kohl) sowie 23 Hektar
Weinberge.Zugleich ist Deutschlands obers-
ter Agrarlobbyist nach Verbandsangaben
noch an einem weiteren Ackerbaubetrieb
beteiligt. lsw

Özdemir skeptisch bei Getreideexporten aus Ukraine
Der Agrarminister besucht denPräsident des Bauernverbandes JoachimRuckwied zumpolitischen Austausch.

LÖRRACH. Ein Lastwagenfahrer ist in Lör-
rach über ein Wasserstrahlrohr gefahren und
hat dadurch eine riesige Fontäne ausgelöst.
Das Wasser schoss aus dem beschädigten
Rohr rund zehn Meter in die Höhe, wie die
Polizei am Freitag mitteilte.Die Einsatzkräf-
te mussten das Wasser in der gesamten Re-
gion abdrehen,um den Schaden auf der Bau-
stelle beheben zu können. Warum der 28-
jährige Lastwagenfahrer am Mittwoch über
mehrere Warnbaken der Baustelle und an-
schließend über das Rohr fuhr, war zunächst
unklar. lsw

Zehn Meter hohe 
Fontäne nach Unfall

G ut drei Wochen nach dem ersten An-
lauf verhandeln Land und Kommu-
nen nun erneut über die Verteilung

der Kosten für die etwa 115 000 ukrainischen
Flüchtlinge im Land. Die Gemeinsame Fi-
nanzkommission mit Vertretern der Landes-
regierung und Vertretern von Städte-, Ge-
meinde-und Landkreistag trifft sich am Frei-
tagabend in Stuttgart.Bisher ist unklar,ob es
einen Kompromiss geben wird, denn in der
ersten Runde hatten sich Land und Kommu-
nen verhakt. Es geht um Kosten von knapp
einer halben Milliarde Euro.

Die Finanzgespräche stehen im Schatten
des russischen Angriffskrieges auf die Ukrai-
ne und der Corona-Pandemie. Baden-Würt-
tembergs Finanzminister Danyal Bayaz
(Grüne) befürchtet, dass sowohl die Kon-
junktur als auch die Steuereinnahmen in
diesem Jahr noch weiter einbrechen werden
und will aus diesem Grund relativ wenig zu-
sätzliches Geld ausgeben. Städte-, Gemein-
de- und Landkreistag pochten zuletzt aber
auf eine vollständige Kostenübernahme
durch das Land.

Der Hintergrund dessen ist, dass die ers-
ten Geflüchteten seit dem 1. Juni Hartz-IV-
Leistungen erhalten und nicht mehr als
Asylbewerber eingestuft werden. Durch die-
sen Systemwechsel entstehen Städten und
Gemeinden ein weiterer Finanzbedarf von
720 Millionen Euro in diesem Jahr. Dies hat-
ten die Verbände jüngst vorgerechnet. Der
letzte Stand der Gespräche war, dass das
Land nur einen Teil der anfallenden Kosten
übernehmen wollte, indem es den zugesag-
ten Anteil des Bundes an die Kommunen
weiterreicht. lsw

Wer bezahlt für
Flüchtlinge?
Finanzminister Danyal Bayaz sieht
wegender Krise so gutwie keinen
Spielraum für zusätzliche Ausgaben.
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